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Ort, 31.08.15

Zwischen

(Name und Adresse) 
(im Folgenden Arbeitgeber/-in genannt)

und

(Name und Adresse) 
(im Folgenden Persönliche Assistenzkraft genannt)

wird hiermit folgender

A R B E I T S V E R T R A G

geschlossen:

1. Eintritt

Beginn der Beschäftigung: XY

Der Vertrag ist befristet bis zum (Datum). 
2. Tätigkeitsbeschreibung

Assistenz bei dem/bei der beeinträchtigten Arbeitgeber/-in im Bereich Pflege/Haushalt/Freizeit; Arbeitsassistenz; Studienassistenz; Schulassistenz. 
(unzutreffende Assistenzbereiche bitte streichen). 
3. Arbeitszeit

Es wird folgende Arbeitszeit vereinbart: In der Arbeitswoche jeweils an (hier die durchschnittliche Anzahl der Arbeitstage pro Woche eintragen) Tagen für durchschnittlich (hier bitte die durchschnittliche Stundenzahl pro Arbeitstag eintragen) Stunden.

Seitens der Persönlichen Assistenzkraft besteht grundsätzlich die Bereitschaft, bei Urlaubs- und Krankheitsvertretung, sowie bei anderweitigen Engpässen über diese Mindestarbeitszeit hinaus an weiteren Tagen zu arbeiten. Diese Mehrarbeit wird wie planmäßige Arbeit bezahlt. Jeweils zum Monatsende wird ein Dienstplan für den folgenden Monat erstellt. Die Arbeitnehmerin / der Arbeitnehmer verpflichtet sich, bei entsprechendem betrieblichem Bedarf in gesetzlich zulässigem Umfang auch Nacht-, Schicht-, Samstags-, Sonn- und Feiertagsarbeit sowie Arbeitsbereitschaft und Rufbereitschaft zu leisten.

4. Verdienst

Es wird ein Stunden-/Tages-/Monatslohn von XY € brutto (Arbeitnehmerbrutto) zu Grunde gelegt. 

5. Probezeit

Es wird eine Probezeit vereinbart. Diese endet am XY.
6. Kündigung und Beendigung

Während der Probezeit kann das Arbeitsverhältnis von beiden Parteien gemäß § 622 Abs. 3 BGB mit einer Frist von zwei Wochen gekündigt werden. 
Nach Ablauf der Probezeit kann das Arbeitsverhältnis von beiden Parteien gemäß § 622 Abs. 1 BGB mit einer Frist von vier Wochen zum 15. oder zum Ende des Kalendermonats gekündigt werden.   

Für die Arbeitgeberin/den Arbeitgeber gelten gemäß § 622 Abs. 2 BGB mit zunehmender Dauer des Arbeitsverhältnisses längere Kündigungsfristen.  

Jede Kündigung bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Die elektronische Form ist ausgeschlossen. Kündigungsgründe müssen von beiden Parteien nicht benannt werden, außer wenn bei fristloser Kündigung aus wichtigem Grund die gekündigte Vertragspartei dies verlangt.  

Das Arbeitsverhältnis endet automatisch mit Ende der Finanzierung der Assistenzleistungen durch den Kostenträger oder bei Tod des/der Arbeitgeber/-in.  

7. Urlaub

Zu Grunde gelegt wird ein Urlaubsanspruch nach dem Bundesurlaubsgesetz. 
Die Assistenzkraft hat einen Urlaubsanspruch von (hier die genaue Anzahl der Urlaubstage eintragen) Tagen zzgl. x Tagen Zusatzurlaub pro Jahr. Das Urlaubsjahr ist das Kalenderjahr.

Der volle Urlaubsanspruch wird erstmalig nach sechsmonatigem Bestehen des Arbeitsverhältnisses erworben. 

Anspruch auf ein Zwölftel des Jahresurlaubs für jeden vollen Monat des Bestehens des Arbeitsverhältnisses hat der/die Arbeitnehmer/in 

a) für Zeiten eines Kalenderjahrs, für die er/sie wegen Nichterfüllung der Wartezeit in diesem Kalenderjahr keinen vollen Urlaubsanspruch erwirbt; 

b) wenn er/sie vor erfüllter Wartezeit aus dem Arbeitsverhältnis ausscheidet;

c) wenn er/sie nach erfüllter Wartezeit in der ersten Hälfte eines Kalenderjahrs aus dem Arbeitsverhältnis ausscheidet. 

Der Urlaub muss im laufenden Kalenderjahr gewährt und genommen werden. Eine Übertragung des Urlaubs auf das nächste Kalenderjahr ist nur zulässig, wenn dringende betriebliche Gründe oder in der Person der Assistenzkraft liegende Gründe dies rechtfertigen. Im Fall der Übertragung muss der Urlaub bis zum 31. März des Folgejahres gewährt und genommen worden sein. 
Urlaubsanträge müssen rechtzeitig und in Absprache mit dem Team gestellt werden. Die Versorgung des Arbeitgebers/der Arbeitgeberin muss zu jedem Zeitpunkt gewährleistet sein.

8. Datenschutz und Schweigepflicht

Die vertragsschließenden Parteien vereinbaren einen Umfang der Schweigepflicht der dem § 203 Strafgesetzbuch entspricht. Eine Weitergabe von - auch nebensächlich erscheinenden – persönlichen und betriebsinternen Informationen an Dritte ist untersagt. Dieser Vertragsteil wirkt auch noch nach einem Ausscheiden aus dem Assistenzverhältnis fort.  
9. Ausschlussfristen

Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis und solche, die mit diesem in Verbindung stehen, sind innerhalb von 3 Monaten nach Fälligkeit schriftlich gegenüber der anderen Vertragspartei geltend zu machen. Ansprüche, die nicht innerhalb dieser Frist geltend gemacht werden, sind verfallen.
Lehnt die andere Partei den Anspruch ab oder erklärt sie sich nicht innerhalb von 3 Wochen nach der Geltendmachung des Anspruchs, so verfällt der Anspruch, wenn er nicht innerhalb von drei Monaten nach der Ablehnung oder dem Fristablauf gerichtlich geltend gemacht wird. Dies gilt auch für Zahlungsansprüche, die während eines Kündigungsschutzprozesses fällig werden oder von dessen Ausgang abhängen.
Der Ausschluss gilt nicht, soweit ein Anspruch auf der Haftung wegen Vorsatz beruht.

10. Sozialrechtliche Hinweise

Die Arbeitnehmerin / Der Arbeitnehmer wird darauf hingewiesen, dass sie / er  im Fall einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung gemäß § 38 SGB III zur rechtzeitigen Meldung bei der Agentur für Arbeit verpflichtet ist. Dies muss mindestens drei Monate vor Beendigung des Arbeits- oder Ausbildungsverhältnisses geschehen. Liegen zwischen der Kenntnis des Beendigungszeitpunkts und der Beendigung des Arbeits- oder Ausbildungsverhältnisses weniger als drei Monate, hat die Meldung innerhalb von drei Tagen nach Kenntnis des Beendigungszeitraums zu erfolgen. Bei Fristversäumung ist gemäß § 159 Abs. 1 Nr. 7 i. V. m. § 159 Abs. 6 SGB III mit einer einwöchigen Sperrfrist bei dem Bezug von Arbeitslosengeld zu rechnen. Die Arbeitnehmerin / der Arbeitnehmer wird zudem darauf hingewiesen, dass sie/er eigene Aktivitäten bei der Suche nach einer anderen Beschäftigung entfalten muss.

11. Sonstige Vereinbarungen

· Mündliche Vereinbarungen erhalten erst nach schriftlicher Bestätigung Gültigkeit. 
Die wiederholte Gewährung einer Leistung oder Vergünstigung begründet keinen Rechtsanspruch für die Zukunft (Ausschluss betrieblicher Übung).
· Sonstige Zahlungen - gleich welcher Art - können nicht gewährt werden.
· Arbeitsunfähigkeiten müssen unverzüglich vom ersten Tag an mit einer ärztlichen Bescheinigung nachgewiesen werden. 
· Nebenbeschäftigungen bedürfen der Zustimmung des/der Arbeitgeber/-in.
· Lohnabtretungen werden nicht anerkannt.
· die Angaben im Personalbogen sind Bestandteil dieses Vertrages. 
12. Salvatorische Klausel

Sollte eine Bestimmung dieser Vereinbarung unwirksam sein oder werden, wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen hiervon nicht berührt. Die Parteien verpflichten sich, die unwirksame Bestimmung durch eine Vereinbarung zu ersetzen, die der unwirksamen Bestimmung in Interessenlage und Bedeutung möglichst nahe kommt. Entsprechendes gilt für den Fall, dass die Regelungen dieses Vertrages eine von den Vertragsparteien nicht beabsichtigte Lücke aufweisen.
Ort, den Datum
_________________




___________________

(Arbeitgeber/in)





(Assistenzkraft)


